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nomisch überwinden. Der
deutsche Außenminister Jo-
seph Fischer, der während
des Kosovo−Krieges die EU−
Ratspräsidentschaft inne hat-
te, hatte ihn gar als neuen
"Marshallplan" angekündigt.
Nach der Bombardierung Ju-
goslawiens standdas Bündnis
zunächst ganzi mZeichender
Gewissensberuhigung der EU−
Staaten.
ImMärzletztenJahres wur-

de der Pakt mit zusätzlichen
2,4 Milliarden Euro ausgestat-
tet. Trotz aller Ankündigun-
gen, auf Krisen künftigfrüher
zu reagieren, konnten jedoch
weder die Vertreibung von
rund 200.000 Serben, Roma
und Juden aus dem Kosovo,
noch die von der natio-
nalistischen UCKin Mazedo-
nien angezettelten Auseinan-
dersetzungen mit Armee− und
Polizeieinheiten verhindert
werden.

Kooperationszone um
den Hot Spot
Der Sonderkoordinator des

mit 40 Diplomaten personell
relativ dünn besetzten Stabi-
litätspakts weist solche An-
sprüche allerdings von sich:
"Wir haben keinInstrumenta-
rium für einen heißen Kon-
flikt. Wir können nur dafür
sorgen, dass umden Hot Spot
herum eine Kooperationszo-
ne angelegt wird, damit sich
der Konflikt nicht wie ein
Flächenbrand verbreitet", so
Bodo Hombach. Er verstehe
den Pakt lediglich als Schar-
nier zwischenden Mitteln der
präventiven Diplomatie und
massiven militärischen Inter-
vention wiei mKosovo.
Dennoch werfen Kritiker

demzu85Prozent aus EU−Mit-
teln finanzierten Pakt politi-
sche Rhetorik vor, das Kon-
zept einer langsamenIntegra-
tion in NATO und EU könne
schon deshalb nicht für eine
nachhaltige Konfliktvorbeu-
gungsorgen, weil dieanvisier-
ten Wartezeiten für die Bal-
kan−Staatenviel zulangseien.
"Der Stabilitätspakt hält vor-
derhand viel Papier und we-
nig Substanz bereit", befand
nach demRatstreffen der EU−
Außenminister i m Juni 1999
in Köln beispielsweise die
"Neue Zürcher Zeitung":
"Durch die Initiative soll die
Bedeutung Deutschlands i m
Rahmen der internationalen
Balkan−Diplomatie betont
werden."
"Der Stabilitätspakt basiert

auf der Überzeugung, dass
Südosteuropa ein integraler
Teil dieses unseres Konti-
nents Europaist", erklärte da-
zu Joseph Fischer noch wäh-
rend des Kosovo−Krieges. Die
Geschichte zeigt eine andere
Entwicklung: Zwei Jahre
später steht Mazedonien vor
der Ausrufung des Kriegszu-
standes. Laut Bodo Hombach

hat ausgerechnet dieses Land
bislang als einziges von der
als "Licht am Ende des Tun-
nels" gepriesenen Assoziie-
rungandie EUprofitiert.
Doch nicht nur die Konkur-

renz zwischen den Geberlän-
dern, auch der Streit um die
Verteilung der nur geringen
Mittel hat in den zwei Jahren
seines Bestehens i mmer wie-
der zu Kritik an dem unter
Schirmherrschaft der OSZE
stehenden Pakt geführt. So
bliebenauf demBalkan−Gipfel
der EUin Zagreb im Novem-
ber letzten Jahres Rumänien
und Bulgarien ausgeschlos-
sen, neben Albanien wurden
allein denfrüherenjugoslawi-
schen Republiken Bosnien−
Herzegowina, Kroatien, Ser-
bienund Montenegroeine Un-
terstützung von 4,65 Milliar-
den Eurofür die kommenden
sechs Jahre in Aussicht ge-
stellt.
Die neue Konkurrenz zwi-

schen den alten Feinden
ni mmt bisweilenkurioseZüge
an. Nach demSturz Slobodan
Milosevics reiste die erstmals
vertretene Bundesrepublik
Jugoslawien gleich mit drei
Delegationen nach Zagreb an:
VojislavKostunicaalsjugosla-
wischer Präsident; für diei m-
mer noch mit der Abspaltung
drohende jugoslawische Teil-
republik Montenegro kam
Präsident Milo Djukanovic;
und das völkerrechtlich zu
Serbien gehörende Kosovo
wurdevon Bernard Kouchner,
dem Chef der UNO−Kosovo−
Mission repräsentiert. Ange-
sichts des Streits umdie dürf-
tigen Ressourcen der Geber-
länder könnte es durchaus zu
einer neuen Spaltung Südost-
europasführen. Dennoch ver-
teidigt Hombach den Pakt als
"Modell intraregionaler Koo-
peration".
Stipe Mesic, der i m Juli

1991 als letzter Präsident des
alten Jugoslawien das Aus-
scheren Kroatiens und Slowe-
niens aus demgemeinsamen
Staatsverbund nur noch zur
Kenntnis nehmen konnte, ist
heute übrigens Ministerpräsi-
dent Kroatiens. Als die EUvor
einem halben Jahr in Zagreb
tagte, war er über die neuhin-
zugekommene Konkurrenz −
bereits zwei Wochen nach
dem Sturz Milosevics wurde
Jugoslawien in den Stabi-
litätspakt aufgenommen − al-
les andereals erfreut. Dieser-
bische Anerkennung, die ihm
knapp zehn Jahre zuvor den
Posten als jugoslawischen
Präsident gesichert hatte,
verweigerte er seinemspäten
Nachfolger. Wäre Vojislav
Kostunica zu einem bilatera-
len Treffen nach Zagreb ge-
kommen, so Mesic, "hätten
wir völligandereForderungen
an ihn gestellt". Die dürften
nach der Geberkonferenz für
Jugoslawien kommende Wo-
che nicht geringer werden.

Markus Bickel

JUGOSLAWIEN

Vor demKriegist nachdemKriegDaszivile Krisenmanage-
ment der Europäischen

Unionsteckt nochi mmer
in den Kinderschuhen.
Eine Wochevor der

internationalen Geber-
konferenzfür Jugosla-

wienin Brüssel scheinen
auch materielle Verspre-
chen der EUdie Krisein

Mazedonien nicht
stoppenzu können.

Der Anfang vom Ende be-
gann vor genau zehn Jahren.
25. Juni 1991: Nach wochen-
langen Auseinandersetzun-
gen um die Wahl des neu-
en Bundespräsidenten be-
schließen die Parlamente
Sloweniens und Kroatiens
den Austritt ihrer Republiken
aus der jugoslawischen
Föderation.
Der Zerfall der Sozialisti-

schen Föderalistischen Repu-
blik Jugoslawien (SFRJ) ist
nach den Unabhängigkeitser-
klärungender beiden wohlha-
benderen Teilrepubliken i m
Norden nicht mehr zu stop-
pen. Zwar gelingt es der Eu-
ropäischen Gemeinschaft
(EG) Anfang Juli noch, die
serbische Seite von der Wahl
des kroatischen Kandidaten
Stipe Mesic zum Präsiden-
ten des Gesamtstaats zu
überzeugen.
Slowenien und Kroatien er-

klärensichi mGegenzug dazu
bereit, die Sezession für drei
Monate auszusetzen. Doch
die Eskalation des bereits i m
Sommer 1990 begonnenen
Streits umdie Wirtschaftsbe-
ziehungen zwischen Serbien
auf der einen und den beiden
Nordrepublikenauf der ande-
ren Seite kann auch die EG
nicht mehr aufhalten. Nach

einer kurzen Feuerpause ge-
hen die Scharmützel zwi-
schenSoldatenderJugoslawi-
schen Volksarmee (JVA) und
kroatischenParamilitärsinof-
fene militärische Auseinan-
dersetzungen über. Der Kroa-
tien−Krieg beginnt.

Stabilitätspakt als
nachholende
Krisenprävention
ZehnJahre undzwei Kriege

später ist die Europäische
Union mit ihrenInstrumenten
ziviler Konfliktschlichtungauf
demBalkani mmer nochnicht
vorangekommen. Auch wenn
offen ist, ob die seit Wochen
andauernden Kämpfe zwi-
schen mazedonischen Regie-
rungstruppen und den be-
waffneten Separatisten der
Nationalen Befreiungsarmee
UCKdieSchwellezumfünften
Balkan−Krieg überschreiten,
hält die EU bis heute kein
überzeugendes Konzept für
ein vorbeugendes Krisenma-
nagementinder Regionparat.
Noch mehr zuschaffen ma-

chen aber dürfte den Politi-
kern in Paris, Brüssel, Straß-
burg und Berlin etwas An-
deres: HoheZollbarrierenzwi-
schendenfrüherenjugoslawi-
schen Republiken, i mmense

Auslandsschulden und erbit-
terter Streit umdie Verteilung
von Geldern, die 1991 schon
das Ende des alten Jugosla-
wien einleiteten, stehen ei-
nem wirtschaftlichen Auf-
schwungin Südosteuropaim-
mer nochentgegen.
Anfang des Jahres konnten

sich die Minister von sieben
Balkan−Staaten gerade einmal
zu einer Absichtserklärung
durchringen: Die bisher gülti-
gen Zollbesti mmungen sollen
durch völlige Zollfreiheit zwi-
schen den Unterzeichnerstaa-
ten ersetzt werden. Die EU
räumt ihnen dafür die zoll-
freie Einfuhr vonrund 90 Pro-
zent derinSüdosteuropa pro-
duzierten Güter ein. Bis wann
die Zollgrenzen fallen sollen,
ist allerdings unklar − alte Ri-
valitäten stehen einem ge-
meinsamen südosteuropäi-
schen Selbstverständnis wei-
terhini mWege.
Als eine Form nachholen-

der Krisenprävention, lässt
sich daher der i m Frühjahr
1999 aus der Taufe gehobene
Stabilitätspakt für Südosteu-
ropa bezeichnen, dessen Mit-
glieder am Freitag nächster
Woche in Brüssel zusammen-
kommen. Der Pakt könnte die
i mletzten Jahrzehnt geschaf-
fene Grenzen zumindest öko-
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Schaufensterbum-
mel in Belgrad,
Oktober 2000:
Ist das die
Revolution?

(Foto: epa)
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VierteGeberkonferenzin Brüssel
29 Staaten, darunter alle EU−Mitglieder, Albanien, Bosnien−Herzegowina,
Bul garien, Kroatien, Mazedonien, Rumänien, Slowenien, Ungarn, die USA
u.a., beschlossen am30. Juli 1999in Sarajewoförmlich den Stabilitätspakt
für Südosteuropa. Jugoslawien wurde erst nach dem Sturz von Präsident
Slobodan Mil osevici mOktober 2000in den Pakt aufgenommen.
Ei ne ganze Reihe i nternati onaler Organisationen schlossen sich dem Pakt
an, der "Staateni n Südosteuropa bei i hren Bemühungen umdie Förderung
des Friedens, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte sowie des
wirtschaftlichen Wohlstands stärken, umStabilitäti n der gesamten Region
zu erreichen" helfen will. Neben der UNO, der NATO, demI nternati onalen
Währungsfonds(I WF), der Weltbank u.a. ist so auch die Europäische Bank
für Wiederaufbau und Entwickl ung (EBRD) vertreten.
Nach zwei Geberkonferenzen 1999 begann mit der dritten Geberkonferenz
i m März 2000 die "Stunde der Wahrheit" (Bodo Hombach) für den Pakt:
Ausgestattet mit 2,4 Milliarden Euro sollte der Umstieg von der Planungs−
i n die I mplementierungsphase geschafft werden.
Am29. Juni fi ndeti n Brüssel die 4. "Geberkonferenzfür Jugoslawien" statt,
die von Europäischer Kommission und Weltbank geleitet wird. Hier werden
voraussichtlich Jugoslawien rund vier Milliarden US−Dollar für die kom-
menden drei bis vier Jahrein Aussicht gestellt.

BODOHOMBACH

PerspektiveEUalsLicht
amEndedesTunnels

I mVorfeld der 4.
"Geberkonferenzfür
Jugoslawien" sprach

WOXXmit dem
Koordinator des

Stabilitätspaktesfür
Südosteuropa,
Bodo Hombach.

Nach Ansicht der Welt-
bank braucht die Bundes-
republik Jugoslawien min-
destensvier Milliarden Dol-
lar, umdie lahmende Wirt-
schaft in den kommenden
drei, vier Jahren wieder in
Schwung zu kriegen. Krie-
gen Sie das Geld auf der
Geberkonferenz kommende
Wochezusammen?
Die Weltbank hat ihre

Schätzungenabsichtsvoll ori-
entiert andem, was machbar,
an demalso, was, realistisch
betrachtet, aufzubringen ist.
Da die aktive Teilnahme der
USA aber noch nicht fest-
steht, ist die Finanzierung
der Konferenz noch nicht
ganz gesichert. Allerdings
muss mansagen: Soviel Geld,
um die Probleme in Südost-
europa zu stabilisieren, gibt
es ohnehin nicht. Der Kern
der Hilfe kann nur sein, dass
das Geld als aktivierende
Maßnahme eingesetzt wird.
Nehmen Sie das Beispiel des
Wiederaufbaus des deut-
schen Ostens. Da sind 1.000
Milliarden Mark sinnvoller-
weiseinvestiert worden, und
dennoch stellen wir fest,
dass es mit Geldalleine nicht
getanist.
1.000 Milliarden Mark

werden aber weder für Ju-
goslawien, noch für ganz
Südosteuropa zusammen-
kommen in den nächsten
zehnJahren.
Ganz gewiss nicht. Des-

halb ist es auch so wichtig,
verantwortlichen Politikern
dort ein kluges Erwartungs-

management anzuraten.
Gleichzeitig dürfen wir selbst
nicht dieIllusion wecken, die
EU würde mit einemFüllhorn
übers Land reisen. Die 2,4
MilliardenEuro, die der Stabi-
litätspakt i m März letzten
Jahres bekommen hat, sind
zwar viel zu viel, um zu sa-
gen, der Westen hilft nicht,
viel zu viel, umundankbar zu
sein. Aber viel zu wenig, um
zu glauben, die Probleme
würdengelöst.

"DasInteresse der
Wirtschaft ausEuro-
pa, aber auch der
USAan Serbienist
besondersgroß."
Ist die Bereitschaft, in

Serbien zuinvestieren, grö-
ßer als beispielsweise im
Kosovo?
I mPrinzipja. DasInteresse

der Wirtschaft aus Europa,
aber auchder USAanSerbien
ist besonders groß. Seit der
Regierungsübernahme Kostu-
nicas i mOktober letzten Jah-
res habe ich ungefähr zehn-
mal soviele Anfragen aus der
Wirtschaft bekommen als für
alle anderen südosteuropäi-
schen Länder in einem Jahr
zuvor. Wahrscheinlich hängt
das damit zusammen, dass
Serbien einmal relativ reich
undrelativfrei war. Ichkenne
Leute aus Ungarn, die sagen:
Vor 12 Jahren nochhaben wir
neidisch nach Serbien, nach
Jugoslawien geguckt. Heute
herrscht in Serbien so eine

Art Nachkriegs−Wiederaufbau-
sti mmung. Dageht estatsäch-
lich darum, analte Strukturen
wiederanzuknüpfen, während
es in anderen Teilen Südost-
europas nicht um Wiederauf-
bau, sondern um Neuaufbau
geht.
Neben der Hilfe zur

Selbsthilfe setzt der Stabi-
litätspakt aufdie mittelfris-
tige Assoziierung der sü-
dosteuropäischen Staaten
an EUundNATO. Bietet das
denn überhaupt eine Per-
spektive angesichts der Tat-
sache, dass zunächst ein-
mal die osteuropäischen
Staaten auf der Warteliste
stehen?
Die Perspektive der EU−

und der NATO−Mitgliedschaft
für all diese Transformations-
staatenist das Licht amEnde
des Tunnels. Sie gibt Orientie-
rung und schafft die Bereit-
schaft, auch Schwierigkeiten
bei m Übergang in Kauf zu
nehmen. Undsie diszipliniert,
weil jeder, der in diese Werte-
gemeinschaft hinein will, be-
reits jetzt akzeptiert, dass er
grundlegende demokratische
Prinzipien annehmen muss −
sowie die Bereitschaft zur
guten Nachbarschaft. Das
Licht darf für niemandenerlö-
schen, denn wenn diese Ori-
entierung ausfiele, wäre das
Chaos programmiert.
Die USAhaben im Gegen-

satz zu Ihnen und der EU
die finanzielle Hilfe für Ju-
goslawienimmer an die Ko-
operation des Landes mit
dem UNO−Kriegsverbrecher-
tribunal in Den Haag
geknüpft.
Ich habe immer dafür plä-

diert, Jugoslawien Zeit zu ge-
ben, um seine Verfassung so
zu ändern, dass eine Zusam-
menarbeit mit Den Haag mög-
lichist. Ichfühle michin mei-
ner Haltung bestärkt, unter-
ni mmt die jugoslawische Re-
gierung inzwischen doch alle
Anstrengungen, diese rechts-
staatlichen Grundlagen zu
schaffen.
Wie schon bei der Fest-

nahme Milosevics drückt
die Regierung in Belgrad
doch vor allem deshalb
aufs Tempo, weil der Druck
aus Washingtonsogroßist.
Ich halte sehr viel von har-

ter, klarer und sauberer Kon-
ditionalität. Die Sprache:
"tust du das, dann tun wir
das" wird verstanden. Deswe-
gen habe ich auch keine Kri-
tikander Haltungder USAan-
zumelden. Wogegen ich mich
damals gewandt habe, war
die Aussage, dass man erst
dann mit der Hilfe beginnt,
wenn Milosevic in Den Haag
imGefängnis sitzt.
Glauben Sie denn, dass

internationale Bürokratie
und Militärs auf dem Bal-
kan über das Stadium der
Krisenverwaltung jemals
hinauskommen werden?
Wir wären natürlich froh,

wenn wir uns institutionell ir-
gendwann einmal überflüssig
machen, weil Strukturen herr-
schen, die das Ganze besser
tragen, als wir es können.

Mein Rat ist deshalb, so
schnell wie möglich die Ver-
antwortung zurück zu dele-
gieren an die verantwortli-
chen Kräfte vor Ort, auch
wenn man beispielsweise i m
Kosovo noch ziemlich lange
für Ordnung wirdsorgen müs-
sen. Es muss aber parallel da-
zu klar sein, dass der Kosovo
ökonomisch auf enge Koope-
ration mit seinen Nachbarn
angewiesen ist. Die Vorstel-
lung einiger kosovo−albani-
scher Politiker, siekönntenei-
ne Art Insel bilden, umdann,
wie sie selbst sagen, als
"Staat Europas", direkt an
Brüssel angedockt zu sein,
entspringt reiner Phantasie.

"Wer jetzt Grenzenin
Fragestellt, oder
auch Grenzen auf
ewigfestschreiben
möchte, der hantiert
mit Feuer in der Nähe
eines Pulverfasses."
Diese Phantasievorstel-

lungaber hat in denletzten
Monaten neue Anhänger ge-
funden. Wie wollen Sie den
Bestrebungen der alba-
nischsprachigen Sezessio-
nisten in Mazedonien Herr
werden, bestehende Gren-
zenzu ändern?
Wer jetzt Grenzen in Frage

stellt, oder auch Grenzen auf
ewig festschreiben möchte,
der hantiert mit Feuer in der
Nähe eines Pulverfasses. Ich
plädiere daher dafür, indieser
Frage Zeit zu gewinnen und
zunächst an konkreten Auf-
bauprojekten zu arbeiten, die
Grenzen weniger wichtig ma-
chen: grenzüberschreitender
Verkehr, Infrastruktur, Ener-
gievernetzung und Freihan-
del. In einer zweiten Stufe
könnte dann über die Frage
geredet werden, welche Auto-
nomieletztlich möglichist.

Markus Bickel ist Redakteur
der Berliner Wochenzeitung

Jungle World.

Sie fürchten also nicht,
dass großalbanische Ten-
denzen zu einem neuen
Krieg auf dem Balkan füh-
ren?
Auch wenn wir uns in Ma-

zedonienin einer Borderline−
Situation befinden, die ich
nicht herunterspielen will,
würde ich noch nicht von ei-
nem Bürgerkrieg sprechen.
Außerdemmuss manerstmal
sortieren, worumes sich bei
der großalbanischen Frage
eigentlich handelt. Um es
kurz zu machen: Ich habe
überall, in Tirana, in Tetovo,
in Pristina und Skopje, nach
Großalbanien gefragt, doch
nur bei einigen Intellektuel-
len i m Umkreis der Univer-
sität Pristina bin ich fündig
geworden. Sie haben mir ein
paar Papiere in die Hand ge-
drückt, in denen Großalba-
nienals Visionherumspukte.
Doch als ich dann konkre-

ter nachfragte, stellte ich
fest, dass sie gar nicht von
Tiranaregiert werden wollen.
Ganz i m Gegenteil: Die Intel-
lektuellen von Pristina rümp-
fen die Nase überihre albani-
schen Brüder. Auch die alba-
nische Minderheit in Mazedo-
nien fordert nicht den An-
schluss an Albanien, sondern
nur, dass sie Mazedonier mit
allen Rechten sein können.
Gerade deshalb mein Appell,
die bisherigen Formen prä-
ventiver Diplomatie materiell
noch viel stärker auszustat-
ten. Und dabei keine Angst
vor demSteuerzahler zu ha-
ben: Denn das ist i mmer
noch unendlich viel billiger
als in die Kriegsfolgenbeseiti-
gungzuinvestieren.

Interview: Markus Bickel

Seit 1999Sonderkoordinator des StabilitätspaktesfürSüdost-
europa: Bodo Hombach. (Foto: epa)


